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TrumpgegenXi. Undwir?A
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TRUMP UND XI;
XI, MACRON, MERKEL
Der „Westen“ ist Geschichte.
Europa muss China allein
gegenübertreten.
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A U S L A N D

„Wennnicht das
Recht spricht,
regiert dieGewalt“
Tom Tugendhat, Vorsitzender des Außenaus-
schusses im britischen Unterhaus, fordert eine
gemeinsame Strategie Großbritanniens, der EU
und anderer demokratischer Staaten.

profil: Stehenwir vor einemneuen

Kalten Krieg: derWesten gegen

China?

Tugendhat:Wir Britenwollen eine neue

Koalition schmieden. Es ist nicht nur

eine europäische Frage, wie Demo-

kratien nachwestlichemModell ihre

Werte heute verteidigen können.Man-

che der europäischen Partner agieren

nicht sehr hilfreich in diesen Fragen

– Deutschland zumBeispiel.

profil:Weil Deutschland immer noch

mit Huawei zusammenarbeitet?

Tugendhat: Es war nicht Großbritan-

nien, das als erstes europäisches Land

die Zusammenarbeit mit Huawei im

Juli stark eingeschränkt hat – das war

Frankreich. Doch es geht nicht nur

umdiesen Technologiekonzern. Die

Schweden haben die Konfuziusins-

titute (eine staatliche chinesische Bil-

dungsorganisation, Anm.) verboten.

Wir im Vereinigten Königreich sollten

das auch tun. Es gibt eine ganze Reihe

von Bereichen, in denen einzelne EU-

Staaten aktiv werden und nicht eine

gemeinsame EU-Position vertreten.

Das ist für uns Briten jetzt wichtig:

Wir sind nichtmehrMitglied der EU

undmüssen neueWege finden, wie

wir zusammenarbeiten können.

profil:Eswarwohlkeinbesonders guter

Zeitpunkt, gerade jetzt aus der EU

auszutreten. Trump unterminiert den

Westenmindestens so stark wie Chi-

nas Xi Jingping. Mit wemwollen Sie

denn jetzt zusammenarbeiten?

Tugendhat:Mit allen Staaten, die nicht

von Korruption regiert werden. Na-

türlich gibt es immer industrielle

Spionage.Wir wissen zumBeispiel,

dass österreichische Unternehmen

uns in Britannien ausspionieren –

und umgekehrt. Der große Unter-

schied liegt darin, dass die österrei-

chische Regierung den Unternehmen

keine Deckung gibt. Wenn eine ös-

terreichische Firma erwischt wird,

wird die österreichische Regierung

nicht in den juristischen Prozess ein-

greifen.

profil: Trotzdem bleibt die Frage, was

demokratische Staaten amEnde China

entgegensetzen können, umwestliche

Werte einzufordern.A
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Tugendhat: Ich fordere sicher keine

Sanktionen, nur klar personenbe-

zogene Sanktionen, wie wir sie jetzt

im Vereinigten Königreich eingeführt

haben. DerMagnitsky Act (ein Gesetz,

nach dem einzelne Personenmit Ein-

reiseverbot und demEinfrieren ihres

Vermögens belegt werden können,

Anm.) ließe sich etwa auf einzelne

chinesische Beamte in Xinjiang

anwenden, wo dieMinderheit der

Uiguren verfolgt wird: Sie dürften

nichtmehr bei uns einreisen, und

ihr Vermögenwürde eingefroren. Im

Juli habenwir die ersten Russen und

Saudis belangt.

profil: In Österreich gibt es keine ent-

sprechenden Anzeichen dafür.

Tugendhat:Die Chancen für einMag-

nitsky-Gesetz sind in denmeisten

europäischen Staaten nicht rosig.

Deutschlandwill es nicht einführen.

Dabei stützt sich die EU sehr stark auf

Regeln. Es ist fundamental im Inte-

resse der EU, die eigenen Regeln zu

verteidigen.

profil:Die österreichische Regierung

ist bisher nicht sonderlich darauf er-

picht, über den chinesischen Einfluss

auf europäische Politik nachzuden-

ken. Ist das für Sie ein Problem?

Tugendhat:Natürlich! Österreichwill

genausowie wirmit Ländern Handel

treiben, die sich an die Regeln halten.

Wenn es keine gleichenWettbewerbs-

bedingungen gibt, auf dieman sich

verlassen kann, dann klappt inter-

nationaler Handel nicht. Man kann

vielleicht inChinaeineFirmagründen

und in einer Fabrik etwas produzie-

ren, aber kannman dieWare und den

Gewinn auch ausführen?Wenn nicht

das Recht spricht, regiert die Gewalt.

profil:Die Britenwolltenmit der EU

nicht einmal bei der Entwicklung

eines Impfstoffes gegen Covid-19

kooperieren. Hört Ihnen Boris John-

son eigentlich zu?

Tugendhat: Ich versuche, der Regierung

klarzumachen, dass es verschiedene

Bereiche der Kooperationmit der EU

gibt, die nicht alsWiedereintritt in

die EU zu interpretieren sind. Es wäre

weise, dieseMöglichkeitenwahrzu-

nehmen.

VONTESSASZYSZKOWITZ, LONDON

V
orzweiJahrenveröffentlichteSarah
Cooper ein Buchmit demTitel „Wie
manerfolgreich seinkann, ohnedie
GefühlevonMännernzuverletzen“.
Die 42-jährige Komikerin aus New
York meinte es möglicherweise
nicht ganzernst. IndiesemSommer

tut sie jedenfalls genaudasGegenteil: Sie speistO-Tö-
ne vonDonald Trumps verbalen Ausritten in ihre Vi-
deos ein, ohne einWort zu verändern,wobei sie dazu
synchron ihre Lippen bewegt undMimik und Gestik
des US-Präsidenten imitiert. Coopers satirischeMini-
videos auf der chinesischenPlattformTikTokwerden
inzwischenmillionenfachangeklickt.Daskönnteden
74-jährigenNarzisstenarggekränkthaben,vermuten
einigeUS-Medien. Trumpwill TikTokabdrehen.

Sarah Cooper hat er natürlich nie als Grund dafür
genannt. Erwill, so sagt Trump,Amerikavonchinesi-
schem Einfluss freihalten. Sollte der US-Konzern
Microsoft den amerikanischen Ableger von TikTok
bis15.Septemberkaufen,könnemanvoneinerTotal-
sperre absehen, erklärte derUS-Präsident.

Seit Donald Trump im Weißen Haus sitzt, ist die
Welt um einiges komplizierter geworden. Schwer zu
sagen, ob es noch eine Trennung zwischendenpriva-
ten Interessen Trumps und den politischen Zielen
seiner Administration gibt. Trump kündigte vor
Kurzem an, 12.000 US-Soldaten aus Deutschland ab-
zuziehen–alsStrafedafür,dassDeutschlandzuwenig
für die Verteidigung ausgibt. Von einem geeinten
Westenkannmanalsokaummehr sprechen,weil die
Kluft zwischen Washington und Berlin inzwischen
so tief ist wie noch nie seit dem Ende des Zweiten
Weltkrieges.

Dochdie Stimmung indiesem fraktioniertenWes-
ten verändert sich auch gegenüber China. Das liegt
zum einen am Coronavirus, das aus China kam und
innerhalb von sechs Monaten 19 Millionen Men-
schenweltweit infiziert hat; über 700.000 sind bisher
daran gestorben. Die Panik angesichts einer Pande-
mie, die sämtliche Volkswirtschaften über Wochen
und Monate hinweg lahmlegte, beflügelt rassistisch
kodierte Verschwörungstheorien. So nennt Trump
Coronagerne „dasChina-Virus“.

AberauchausdemokratiepolitischenGründenge-
rät China immer stärker unter Druck. Xi Jingping ist
seit 2012 Chef der Kommunistischen Partei Chinas
und seit 2013Präsident derVolksrepublik. Unter ihm
verändert sich der Staat, und die aufblühende Wirt-
schaftssupermacht wird nach innen repressiver und
nachaußen fordernder.

Seit Xi Jingping fürHongkongneue Sicherheitsge-
setze beschließen ließ, die den Autonomiestatus der
ehemaligen britischen Kronkolonie praktisch aufhe-
ben,drohtbei „AbsprachemitausländischenKräften“
lebenslange Haft. „Der Diktator in Peking greift nicht
nur in Hongkong hart durch“, sagte Chris Patten im
Interview mit profil (24/2020). Der letzte britische
Gouverneur gab Hongkong 1997 an China unter der
Auflage zurück, dass die Region einen Sonderstatus
behalte. Patten fürchtet, dass China als Nächstes auf

DieUSAundChina steuernauf einen
neuenKaltenKrieg zu. Europa sucht
seineneigenenWeg.

PROTESTE GEGEN CHINA
In Berlin wegenMenschenrechtsverletzungen an Uiguren (o.);
in Hongkong wegen der Gefährdung der Demokratie

TomTugendhat, 47,
leitet den außenpolitischen Ausschuss

des britischen Unterhauses. Seit 2015 ist

Tugendhat, dessen Familie aus Böhmen

stammt, Abgeordneter der konservativen

Tory-Partei. DerMajor der britischen Ar-

mee besitzt einen britischen und einen

französischen Pass, seine Frau ist Fran-

zösin.Wenn er beimVideolink-Interview

mit profil über den Brexit reden soll, ver-

düstert sich sein Blick: „MeineMeinung

zumBrexit kennen Sie. Ichwill nicht noch

einmal darüber reden. (Tugendhat war

dagegen, Anm.) Lassen Sie uns jetzt lieber

in die Zukunft schauen.“
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„Wenn es
keine
gleichen
Wettbe-
werbsbe-
dingungen
gibt, auf die
mansichver-
lassen kann,
dann klappt
internatio-
naler Handel
nicht.“
Tom Tugendhat,
britischer
Abgeordneter
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Taiwan zugreifen könnte. Taiwan erklärte sich 1950
fürunabhängig,wasChinabisheutenichtanerkennt.

SeitdreiJahrenistauchdasSchicksaldermuslimi-
schen Minderheit der Uiguren in der chinesischen
ProvinzXinjiang indenFokuswestlicherBeobachter
gerückt. China hat Umerziehungslager für die turk-
stämmigeMinderheiterrichtenlassen, inder lautden
Vereinten Nationen eine Million Uiguren einsitzen.
Berichte von physischer und psychischer Folter bis
hin zu Zwangssterilisation machen die Runde. Für
den chinesischen Exilkünstler Ai Weiwei, der wegen
seinerkritischenKunst2011unterHausarrest gesetzt
wurde, ist die Existenz vonUmerziehungslagern kei-
ne Überraschung: „Zweck der Lager ist es, die Kultur
der Uiguren auszulöschen“, sagte er 2019 in einem
Interviewmit der „SüddeutschenZeitung“.

Aus all diesen Gründen ist die Euphorie über die
großenwirtschaftlichenChancen,diedasaufstreben-
de China mit seinemMarkt von 1,4 Milliarden Men-
schen für westliche Investoren bietet, in Europa ein
wenig abgeflaut. Zwar steht Donald Trump mit sei-
nen Tiraden gegen die Plattform TikTok noch relativ
allein da. Bei der Beteiligung des chinesischen Tech-

nologiekonzerns Hua-
wei an der Errichtung
europäischer 5G-Netz-
werke setzt nun aber
ein Umdenken ein.
Frankreich und Groß-
britannien drängen
Huawei hinaus. Das
liegt nicht allein am
Druck, den die Europä-
er aus Washington zu
spüren bekommen. Sie
haben nicht zuletzt an-
gesichts Chinas Vorge-
hen in Hongkong zu-
nehmendBedenken, ob

der vom chinesischen Regime kontrollierte Konzern
dieDatensicherheit derKunden respektierenwird.

In Deutschland glaubte man lange – und letztlich
vergeblich – an einen „Wandel durchHandel“, wie es
der deutscheWirtschaftsminister PeterAltmaier aus-
drückte. Nirgendwo verkauft Volkswagen mehr
Autosals inderVolksrepublik.KanzlerinAngelaMer-
kel nimmt eine vorsichtige Haltung gegenüber der
chinesischen Führung ein. Die Hoffnung der deut-
schen Kanzlerin, ein europäisch-chinesisches Inves-
titionsabkommen abschließen zu können, löst sich
allerdingsgerade inLuftauf. IhrGipfelmitXiundden
EU-Chefs,der fürMitteSeptemberwährendderdeut-
schen EU-Präsidentschaft in Leipzig anberaumt war,
ist wegen Corona auf unbestimmte Zeit verschoben
worden.

Merkel ist nicht nur in der EUmit ihrer Chinapoli-
tik zunehmend isoliert, auch in Deutschland selbst
regt sichWiderstand gegen die Beteiligung von Hua-
wei an deutschen Telekomnetzen. Das SPD-geführte
Außenamt, der CSU-Innenminister Horst Seehofer,
Abgeordnete der Grünen im Bundestag, aber auch
CDU-Außenpolitiker Norbert Röttgen drängen auf
eine kritischere Haltung. Beobachter glauben, dass

Deutschland spätestens nach Merkels Rücktritt als
CDU-Chefin und Bundeskanzlerin eine andere Chi-
napolitik betreiben wird – wenn sich Merkel nicht
schonvorher indieAnti-Huawei-Front einreiht.

In Österreich ist man bisher nicht davon ausge-
gangen, dass die Zusammenarbeit mit dem chinesi-
schenKonzern eingeschränktwerden sollte. Bundes-
kanzlerSebastianKurzstellte imAprilnacheinerpar-
lamentarischenAnfragederNEOSklar, dass er „keine
Kenntnisse“ habe, ob es „bei 3G- und 4G-Equipment
von Huawei (…) Verdachtsfälle von Cyberspionage
oder ähnlichenSicherheitsrisikengab“.

Auf der Website des österreichischen Außenmi-
nisteriumswirdüberChinaunterdemTitel „Nordost-
asien“ nur lakonisch festgehalten: „China ist weiter-
hin bestrebt, eine auf wirtschaftlicher Stärke basie-
rende Außenpolitik mit ‚soft power‘-Elementen zu
kombinieren. Grundsätze sind dabei (…) die Nicht-
einmischung in innereAngelegenheiten.“

DieHongkong-Chinesenhätten demwohl einiges
hinzuzufügen. Auch Tom Tugendhat, Leiter des
außenpolitischen Ausschusses im britischen Unter-
haus,hältdieösterreichischeHaltung improfil-Inter-
view für unbefriedigend, und zwar nicht allein aus
politischen Gründen: „Österreich will genauso wie
wirBritenmitLändernHandelbetreiben,die sichwie
wir selbst an die Regeln halten. Wenn es keine glei-
chen Wettbewerbsbedingungen gibt, auf die man
sich verlassen kann, dann klappt internationaler
Handel nicht.“

Tugendhat weiß selbst sehr gut, wie verwundbar
die Wirtschaften der westlichen Staaten angesichts
der Dominanz der Supermacht China heute sind.
Großbritannien tritt gerade aus der EU aus, sucht
neue Partner und sieht sich mit einem erratischen
US-Präsidenten konfrontiert, der unter Umständen
nochweniger verlässlich ist als Xi Jingping. Dennoch
fordert Tugendhat, alle demokratischen Kräfte zu
bündeln,umgemeinsameinegewisseHebelwirkung
zu erzielen, wennman demokratischeWerte in Poli-
tikundHandel vertretenwill.

DieEUhatdafürnichtdieschlechtestenKarten.Sie
ist Chinas wichtigster Handelspartner. Eine gemein-
same,werteorientierteAußenpolitikwärezumindest
einenVersuchwert.AußerdemkanndieEUsichauch
nach innen neue Aufgaben setzen, die gerade in der
Fragedes 5G-Netzes vernachlässigtwurden: etwa ein
eigenes 5G-Konsortium unter Beteiligung der Kon-
zerne Ericsson (Schweden) und Nokia (Finnland).
Das würde zwar mehr kosten und länger dauern,
doch es obliegt den europäischen Demokratien, sich
das moralisch anspruchsvolle und politisch folgen-
schwere Preis-Leistungs-Verhältnis genau zu überle-
gen.

DerWesten – vor allemdas europäische Zentrum,
zu dem Deutschland und Österreich gehören – will
sich nicht von Donald Trump in einen Kalten Krieg
gegen China treiben lassen. Um dies zu verhindern,
könnten die Europäer eigene, demokratiepolitisch
spannende Impulse nach Peking, aber auch nach
Washingtonaussenden.

(Sarah Coopers Trump-Parodien sind übrigens
unter@whatyougotformeauf TikTok zu finden.) æ
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WERBUNG FÜR 5G IN
LONDON
Großbritannien will
Huawei hinausdrängen.


